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Prioritäten Bundesamt für Verkehr und SBB

Genf

Lausanne

Bern

Thun

Biel

Basel

Olten

Baden

Zürich

Winterthur

Schaffhausen

St. Gallen

ChurErstfeld

Arth-Goldau

Luzern

Visp
Bellinzona

Lugano

Chiasso

Domodossola

Hauptlinien

1. Priorität (12 Mrd. Fr.)
1 Ausbau Knoten Genf und Lausanne
2 Profilausbau Doppelstockzüge Wallis
3 Heitersbergtunnel II
4 Massnahmen Knoten Bern
5 Entflechtungen Basel Ost
6 Engpassbehebung Zürich–Winterthur
7 Streckenausbau Lausanne–Bern
8 Doppelspur Ligerz–Twann

2. Priorität (zusätzlich bei 21 Mrd. Fr.)
9 Massnahmen Regionalverkehr
10 Ausbauten für 4-Meter-Eckhöhe am Gotthard
11 Zimmerberg-Basistunnel
3. Priorität (ohne Kostendach)
12 Engpassbehebung Zürich–Chur
13 Engpassbehebung Rotsee
14 Bahntechnik Lötschberg-Basistunnel
15 Engpassbehebung Lausanne–Yverdon
16 Engpassbehebung Bern–Münsingen

17 Engpassbehebung Basel–Rheinfelden
18 Engpassbehebung Buchs–Sargans
19 Tiefbahnhof Luzern
20 Engpassbehebung Zürich–Uster
21 Engpassbehebung Bern–Burgdorf
22 Engpassbehebung Bellinzona–Locarno
23 Engpassbehebung Morges–Allaman
24 Engpassbehebung Lötschberg/Gotthard
25Wisenbergtunnel
26 Engpassbehebung Gland–RolleQUELLE: BAV/SBB NZZ-INFOGRAFIK /mfe.
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Kleine Schritte und eine oder zwei grosse Röhren
Bundesamt für Verkehr und SBB starten eine Vorvernehmlassung für den übernächsten Ausbauschritt der Eisenbahn

Bund und SBB setzen beim Aus-
bau der Bahn weiter auf die
Devise «Erst die Kapazität, dann
die Geschwindigkeit». Von den
langen Tunnelbauten soll in
erster Priorität der Heitersberg
II und in zweiter Priorität der
Zimmerberg II realisiert werden.

Paul Schneeberger, Bern

Seit Kantone und Städte denWert guter
Bahnverbindungen als Standortfaktor
entdeckt haben, gleicht die Weiterent-
wicklung des SBB-Netzes einem Basar.
Am Dienstag haben das Bundesamt für
Verkehr (BAV) und die Bundesbahnen
eine neue Runde des Feilschens eröff-
net. Sie legten dar, welche Prioritäten
sie im Paket Bahn 2030 vorsehen, um
zweierlei zu erreichen: Einerseits will
man Nachfrage-Szenarien (bis zu 4000
fehlende Sitzplätze in Spitzenstunden;
bis zu zwei zusätzliche alpenquerende
Gütertrassen) entsprechen. Anderseits
sollen regionale Wünsche sowie Pen-
denzen aus den Projekten Bahn 2000
und Neat abgearbeitet werden. Nun
können die Kantone imHinblick auf die
eigentliche Vernehmlassungsvorlage zu
den Vorschlägen Stellung nehmen.

Mehr Züge, bessere Zugänge
Bahn 2030 soll als übernächster Aus-
bauschritt der Eisenbahn auf die nächs-
te, zwischen 2012 bzw. 2017 und 2025 zu
realisierende Etappe ZEB folgen, die
5,4 Milliarden Franken schwer und poli-
tisch unter Dach und Fach ist. Die auf
Ende 2011 terminierte Bahn-2030-Bot-
schaft zuhanden des Parlaments soll
Vorschläge für einen Kostenrahmen
von 12 oder 21 Milliarden Franken ent-
halten. Zur Umsetzung vorgesehen ist
dieses Paket in den Jahren 2017 bis 2040.
BAV und SBB liessen sich bei der For-
mulierung ihrer Prioritäten von fünf
Leitideen und den Ergebnissen einer
volkswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-
Analyse leiten.

Investitionen in die Infrastruktur
werden dabei, wie schon bisher üblich,
aus Betriebskonzepten abgeleitet. Drei
der fünf Leitideen lassen sich sowohl
mit dem tieferen wie auch mit dem

höheren Kostendach umsetzen, wenn
auch nicht im selben Masse: Erstens die
weitere Erhöhung der Kapazität auf der
stark nachgefragten Ost-West-Achse
sowie im Zulauf zu den Zentren Lau-
sanne/Genf und Zürich. Zweitens die
Erhöhung der Betriebsstabilität, indem
Personen- und Güterverkehr entfloch-
ten und Einspur-Nadelöhre auf Doppel-
spur ausgebaut werden. Drittens die Er-
leichterung der Zugänge zur Bahn (un-
ter anderem durch längere Perrons) so-
wie die Anpassung der Betriebsanlagen
für den Güterverkehr und die Energie-
versorgung an die erwartete bezie-
hungsweise angestrebte Verkehrszu-
nahme. Voraussetzung für die Umset-

zung zweier weiterer Leitideen ist ge-
mäss BAV und SBB der grössere Inves-
titionsrahmen von 21 Milliarden Fran-
ken. Sie betreffen die Stärkung der
Gotthardachse durch die Erweiterung
des Profils auf den Zulaufstrecken (auf
4 Meter Eckhöhe, für die Zukunft des
kombinierten Verkehrs unabdingbar),
den durchgehenden Halbstundentakt
im Personenverkehr sowie Ausbauten
bei mehreren Privatbahnen.

Heitersberg II ist gesetzt
Der Ansatz, mit dem das BAV und die
SBB diesen Leitideen nachleben wol-
len, entspricht jenem, der bereits beim

Projekt ZEB zum Tragen kam. Das be-
trifft nicht nur den absoluten Vorrang,
den die Stärkung des Ost-West-Korri-
dors geniesst, sondern auch die Vielzahl
punktueller Investitionen und eine Zu-
rückhaltung gegenüber milliarden-
schweren Vorhaben (vgl. Karte).

Von den Grossprojekten, die im Vor-
feld der Entscheidfindung von den be-
troffenen Regionen immer wieder laut-
stark gefordert wurden, ist für BAV und
SBB nur der zweite Heitersbergtunnel
zwischen Killwangen im Limmattal und
Mellingen im Reusstal unter jenen Vor-
haben aufgeführt, die erste Priorität ge-
niessen und auch bei einem Investi-
tionsrahmen von 12 Milliarden Franken

zu realisieren wären. Unter Berücksich-
tigung der in ZEB vorgesehenen zusätz-
lichen Tunnelbauten im Aargau wäre er
das letzte Glied einer durchgehenden
Vierspur Zürich–Olten(–Bern).Was die
ebenfalls in der ersten Priorität figurie-
rende Engpass-Beseitigung zwischen
Zürich und Winterthur angeht, ist dem-
gegenüber von einer Lösung ohne den
Brüttener Tunnel auszugehen, der einst
im Zuge der Redimensionierung des
Projekts Bahn 2000 zurückgestellt wor-
den war (vgl. Artikel im Zürich-Teil).

Wisenberg ausser Traktanden
De facto ausser Traktanden gefallen ist
auch das andere pendente und von Ver-
kehrsminister Leuenberger mehrfach
als gesetzt bezeichnete Tunnelprojekt
aus Bahn-2000-Tagen: der dritte Jura-
Durchstich zwischen Aarau/Olten und
demRaumLiestal (Wisenberg). Er figu-
riert unter den Projekten dritter Priori-
tät, die ausserhalb beider Kostenrah-
men situiert sind. Das erstaunt, zumal
sich zwischen demMittelland und Basel
die Ströme des Personen- und Güter-
verkehrs vom Lötschberg, Gotthard
und von Zürich her Richtung Deutsch-
land und Frankreich konzentrieren und
die bestehende Querung durch den
Hauenstein mit bis zu 500 Zügen pro
Tag an ihre Kapazitätsgrenze stösst.

In zweiter Priorität vorgesehen und
demnach bei einem Investitionsrahmen
von 21 Milliarden realisiert werden soll
der Zimmerberg-Basistunnel II, der auf
der Höhe von Thalwil an den bestehen-
den Tunnel von Zürich anschliesst und
diesen Richtung Zug verlängert. Ob-
wohl er ausschliesslich dem Personen-
verkehr zwischen Zürich, Luzern und
dem Tessin dient, wird er dem günstiger
zu realisierenden Ausbau des Einspur-
Abschnitts vorgezogen. Ebenfalls wenig
bis keine Chancen auf Realisierung bis
2040 haben gemäss den Plänen von
BAV und SBB das durchgehende dritte
Gleis zwischen Lausanne und Genf
(dort sollen die Kapazitäten durch län-
gere Züge und partielle Ausbauten er-
höht werden) sowie der Tiefbahnhof
Luzern, für den sich Kanton und Stadt
mit beträchtlichen finanziellen Zusiche-
rungen ins Zeug gelegt haben.

Zürich, Seite 19
Meinung & Debatte, Seite 25

Zuschlag auf dem Billettpreis, Geld von den Kantonen und weitere Ideen
Für die Bahn 2030 und den Unterhalt des Schienennetzes sucht der Bund jährlich über 1 Milliarde Franken

300 oder 600 Millionen Franken
jährlich brauche es an Mehrein-
nahmen, sagen die Bundes-
behörden, je nach Umfang des
Programms Bahn 2030. Mit den
Folgekosten im Unterhalt geht
es jedoch um wesentlich mehr.

Beat Waber, Bern

Seit der Bundesrat den finanziellen
Rahmen für die Bahn 2030 abgesteckt
und Vorschläge für zwei Varianten (12
oder 21 Milliarden Franken) verlangt
hat, suchen die Behörden fiebrig nach
mehrheitsfähigen Ideen. Erschwert
wird die Suche durch den von den SBB
geltend gemachten Mehrbedarf für den
Unterhalt des bestehenden Netzes, der
allein 850 Millionen Franken pro Jahr
betragen soll. Eine Arbeitsgruppe des
Bundesamtes für Verkehr (BAV) und
der Finanzverwaltung bereitet Vor-
schläge vor. Zu ihrem Auftrag gehört,
weiteren bösen Überraschungen mit
Folgekosten, von denen beim Bau noch
niemand sprach, vorzubeugen.

Am Dienstag hat BAV-Direktor Max
Friedli den Fächer weit geöffnet. Klar
ist, dass der Finöv-Fonds über den Bau

jener Projekte, für die er geschaffen
wurde (Bahn 2000, Neat, Anschlüsse an
Hochleistungsstrecken, Lärmsanie-
rung), hinaus weitergeführt werden soll.
Der Fonds braucht aber nebst den heuti-
gen (LSVA, Mineralöl- und Mehrwert-
steuer) auch neueEinnahmequellen; das
Parlament hat den Bundesrat mit ent-
sprechenden Vorschlägen beauftragt.
Am konkretesten sind die Ideen für
zwei Quellen, mit deren Hilfe der Bau
der Bahn 2030 finanziert werden soll.
Gerechnet wird mit einem Mehrbedarf
von 300 oder 600 Millionen Franken
jährlich, je nach Bauprogramm.

Zuschlag von etwa 10 Prozent
300 Millionen soll ein Zuschlag auf den
Billettpreisen einbringen. Werden alle
Fahrausweise der Bahn (Einzelbillette
und Abonnemente) gleichmässig ver-
teuert, entspräche dies einem Zuschlag
von rund 10 Prozent. Die SBB allein
nehmen jährlich gut 2,5 Milliarden
Franken ein; mit dem Schienenanteil
der anderen Verkehrsunternehmen
(BLS, Rhätische Bahn, Bergbahnen
usw.) belaufen sich die Jahreseinnah-
men nach einer Schätzung des Verbands
öffentlicher Verkehr auf 3,9 Milliarden.
Bei der Variante mit 21Milliarden Fran-

ken Baukosten will der Bund zusätzlich
den heutigen Kantonsanteil von einem
Drittel am LSVA-Ertrag beanspruchen;
unangetastet bliebe nur der kleine An-
teil, der vorab in Berggebiete undRand-
regionen fliesst. Dies brächte weitere
gut 300 Millionen Franken ein. Die bei-
den Quellen sollen während zehn Jah-
ren, voraussichtlich etwa 2018 bis 2027,
in den Finöv-Fonds gelenkt werden.

Die Finanzverwaltung will es dabei
aber nicht bewenden lassen, und sie hat
sich Ende letzten Jahres im Bundesrat
bei der Diskussion über den Kredit für
die Leistungsvereinbarung mit den SBB
vorläufig durchgesetzt: Sie pocht darauf,
dass nicht mehr nur für die Baukosten
vorgesorgt wird, sondern auch für die
wachsenden Unterhaltskosten. SBB-
Präsident Ulrich Gygi hat diese jüngst
auf jährlich 4 Prozent der Baukosten be-
ziffert. Der Mehrbedarf soll entweder
finanziert werden, indem Bauprojekte
zeitlich verzögert werden (dagegen
wehren sich die Kantone), oder aber
durch weitere neue Einnahmequellen.

Damit die Kantone nicht länger nur
Bauten fordern, ohne die Folgekosten
mitzutragen, sollen sie neu auch etwas
zumUnterhalt beitragen. Nebst dem ge-
nannten LSVA-Anteil steht eine Re-
duktion des Kantonsanteils an der di-

rekten Bundessteuer (heute 17 Prozent)
zur Diskussion. Eine weitere Idee ist
ferner die Reduktion oder Abschaffung
des Abzugs für die Fahrkosten des
Arbeitswegs bei den direkten Steuern.
Der Effekt ist nicht genau bekannt; laut
Finanzverwaltung ergäbe eine gänzliche
Abschaffung aber sicher einen hohen
dreistelligen Millionenbetrag.

Mehrwertsteuer, Treibstoffzoll
Verkehrsminister Leuenberger hat auch
schon die Idee lanciert, den vom Volk
letzten Herbst gutgeheissenen Mehr-
wertsteuerzuschlag für die IV nach dem
Auslaufen im Jahr 2017 weiterzuführen
und in den Finöv-Fonds zu lenken. Nach
den Versprechungen für eine strikte Be-
fristung wäre dies indes stossend; zudem
zeichnen sich in den Sozialversicherun-
gen selbst erhebliche Mehrkosten ab
(steigender Rentneranteil in der AHV).
Ob die Weiterführung in einer – obliga-
torischen – Volksabstimmung eine
Chance hätte, ist derzeit offen.

Weitere Ideen betreffen eine Neu-
verteilung der Mineralölsteuer, wie sie
eine Volksinitiative des VCS verlangt
(dagegen wehren sich die Strassenver-
kehrsverbände), oder eine Erhöhung
des Mineralölsteuerzuschlags (1 Rap-

pen pro Liter Benzin ergäbe jährlich 70
Millionen Franken). Erneut hinausge-
schoben werden könnte die Rückzah-
lung der Bundesvorschüsse für den
Neat-Bau aus dem Finöv-Fonds. Nach
geltendem Recht wäre dafür nach Er-
öffnung der Gotthard-Neat die Hälfte
der Fondseinnahmen zu verwenden.
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